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Gewinns vorab, könnte es an einer solchen gesonder-
ten Vergütung mangeln. Wie bereits ausgeführt wei-
sen Dividenden nach der Rsp des EuGH keine un-
mittelbare Verbindung zur Leistung des Gesellschaf-
ters auf, was nach der KapHag-Rsp für Entnahmen
bei Personengesellschaften ebenso gilt.51) Etwas an-
ders gilt jedoch, wenn die Zahlung über das Beteili-
gungsausmaß hinausgeht, weil sie dann nicht nur der
Ausfluss der bloßen Innehabung der Gesellschafts-
rechte ist. Jede Zahlung muss nämlich nach ihrem
wahren wirtschaftlichen Gehalt und nicht nach ihrer
äußeren Erscheinungsform beurteilt werden.52) Er-
bringt der Gesellschafter somit Leistungen an die
Gesellschaft und wird in Zusammenhang damit eine
alineare Gewinnvereinbarung abgeschlossen, dann
wurzelt der über das Beteiligungsausmaß hinausge-
hende Gewinnanteil in der Leistung des Gesellschaf-
ters und entspricht damit einem Sonderentgelt.53)

Im Ergebnis dürfte die vorliegende EuGH-E so-
mit auch für Personengesellschaften Relevanz besit-
zen. Die Kernaussage des EuGH, dass eine wirt-
schaftliche Tätigkeit vorliegt, sobald die Transaktion
von einem do ut des geprägt ist, ist zur Wahrung des
Neutralitätsgrundsatzes unabhängig von den Wer-

tungen des nationalen Gesellschaftsrechts anzuwen-
den. Es ist daher mehr als fraglich, ob die entgegen-
stehende Ansicht des VwGH und der österr Finanz-
verwaltung weiterhin aufrechterhalten werden kann.
Die Leistung eines Gesellschafter-Geschäftsführers
an seine Personengesellschaft dürfte umsatzsteuerbar
sein, sobald dieser für die Geschäftsführungsleistung
ein gesondertes Entgelt erhält. Im Sinne einer wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise dürfte die Steuerbar-
keit der Gesellschafter-Geschäftsführungsleistung
auch durch die bedachte Wahl der Entlohnung des
Gesellschafter-Geschäftsführers (zB durch alineare
Gewinnvereinbarung) nicht gesteuert werden kön-
nen. Ob dies zu Vor- oder Nachteilen für die Gesell-
schaft oder den Gesellschafter führt, kann nicht all-
gemein beantwortet werden, sondern hängt von der
jeweiligen Situation (insb vom Vorsteuerabzugsrecht
der Gesellschaft) ab.

„Cage the beast“: Virtuelle
Währungen im CRR-Regime
Virtuelle Währungen werden europaweit immer strenger reguliert. Dieser Trend führt zu
mehr (Rechts-)Sicherheit und macht virtuelle Währungen auch für Kreditinstitute attraktiv.
Dabei stellt sich die Frage, wie Kreditinstitute virtuelle Währungen im Lichte der CRR
behandeln müssen. Ein aktuelles Arbeitspapier des Basler Ausschusses befeuert dieses Thema
zusätzlich.

FLORIAN BRAUNAUER / SIMON EWERZ

A. Einleitung
Virtuelle Währungen unterliegen in Europa immer
mehr einer kryptospezifischen Regulierung. Dieser
Trend wurde insb durch die RL zur Änderung der
4. GeldwäscheRL (sog 5. GeldwäscheRL; „5. GW-
RL“)1) angestoßen, die „virtuelle Währungen“ in
Art 3 Nr 18 erstmals legal definiert. Auch in Dritt-
staaten, bspw in Liechtenstein, gibt es Entwicklun-
gen hin zu einer stärkeren Verrechtlichung der
„Krypto-Welt“.2)

Diese zunehmende Regulierung schafft Rechtssi-
cherheit und sorgt dafür, dass virtuelle Währungen
und Kryptofinanzdienstleistungen für Unternehmen
interessant werden, die damit bisher wenige Berüh-
rungspunkte hatten oder haben wollten. Dazu zählen
auch Kreditinstitute, die über umfassende Möglich-
keiten verfügen, virtuelle Währungen in ihr Angebot
zu integrieren. Diese reichen vomHandel mit virtuel-
len Währungen und dem Betreiben von Krypto-Bör-
sen, über Krypto-Indices und Fonds bis hin zu Deri-

vaten und sonstigen auf virtuellen Währungen basie-
renden Finanzprodukten.3) Zu beachten ist aber, dass
die bestehende kryptospezifische Regulierung bei wei-
tem noch nicht abschließend ist. Offenbleibt bspw,
wie virtuelle Währungen im Rahmen der Kapitaladä-
quanz-VO („CRR“),4) welche die angemessene Eigen-
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51) EuGH 26. 6. 2003, C-442/01, KapHag, ECLI:EU:C:2003:381; vgl
Ruppe/Achatz, UStG5 § 1 Rn 45.

52) Vgl Heber, Umsatzsteuerrechtliche Problemstellungen bei alinearen
Gewinnausschüttungen bzw -verteilungen, GES 2013, 23 (27).

53) Vgl Heber, GES 2013, 27.
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26. 6. 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und



mittelausstattung von Kreditinstituten regelt, zu be-
handeln sind. Der Beitrag versucht, diese Frage zu be-
antworten.

B. Vorfrage: Virtuelle Währungen
in der Rechnungslegung

Das System der CRR baut auf Rechnungslegungs-
standards auf. Für österr Kreditinstitute sind hier
entweder die Sondervorschriften der §§ 43 ff BWG
iVm UGB oder die IFRS/IAS maßgeblich.5) Die Be-
urteilung virtueller Währungen nach den für Kredit-
institute maßgeblichen Standards beeinflusst daher
auch ihre Einordnung im CRR-Regime. Aber auch
hier bestehen keine klaren Vorgaben. Schließlich
enthalten weder IFRS/IAS noch nationale Bankbi-
lanzstandards Vorgaben, wie virtuelle Währungen
aus buchhalterischer Sicht zu behandeln sind.6)

Für die IFRS hat sich das IFRS Interpretation
Committee („IFRIC“) im Juni 2019 an eine Stel-
lungnahme zur buchhalterischen Behandlung vir-
tueller Währungen7) gewagt. Nach dieser erfüllen vir-
tuelle Währungen jedenfalls die Kriterien von imma-
teriellen Vermögenswerten iSd IAS 38. Dem IFRIC
zufolge ist der Ansatz als immaterieller Vermögens-
wert allerdings nur ein Auffangtatbestand und kann
uU durch die Vorschriften zu Vorräten als lex specialis
verdrängt werden. Diese Vorräte verlieren ihre Ei-
genschaft als immaterielle Vermögenswerte aller-
dings nicht, sondern sind nur nicht als solche zu bi-
lanzieren.8) Der Vorratsbegriff des IAS 2.6 greift pri-
mär dort, wo Vermögenswerte unmittelbar für den
Kauf/Verkauf gehalten werden. Im Bereich virtueller
Währungen betrifft das vorrangig Kryptobörsen
(wenn sie die Vermögenswerte selbst halten) und
dort auftretende Verkäufer.9) Nach den IFRS sind
virtuelle Währungen somit als Vorräte oder als im-
materielle Vermögenswerte anzusetzen.

In den österr Bankbilanzierungsvorschriften
herrscht hinsichtlich virtueller Währungen ebenso
„Regulierungsbrache“. Aber auch dort sind es wohl
die Aktivklassen der Vorräte und immateriellen Ver-
mögensgegenstände, die am passendsten erschei-
nen.10) Zusätzlich ist auch ein Ausweisen als sonstiger
Vermögensgegenstand denkbar.11)

C. Behandlung von virtuellen
Währungen nach der CRR

Das europäische Bankaufsichtsrecht enthält (noch)
keine kryptospezifische Regulierung. Vielmehr wer-
den virtuelle Währungen in der praktischen Rechts-
anwendung iW nach dem Gedanken „Substance over
Form“ unter bestehende Vorschriften subsumiert.
Das führt nicht zuletzt aufgrund der vielseitigen Ei-
genschaften virtueller Währungen und anderer Kryp-
towerte mancherorts zu Unstimmigkeiten, weil nicht
auf virtuelle Währungen abgestimmte Vorschriften
deren Risiken nur unzureichend abbilden können.
Auch die CRR ist derzeit nicht auf virtuelle Währun-
gen ausgerichtet.

Virtuelle Währungen sind im Falle der IFRS-Bi-
lanzierung jedenfalls als immaterielle Vermögens-
werte gem IAS 38.8 zu behandeln. Das gilt auch

bei einem Ansatz als Vorräte, weil diese materiell
die Voraussetzungen von IAS 38.8 erfüllen.12) Daher
müssen Kreditinstitute, die nach IFRS bilanzieren,
virtuelle Währungen gem Art 36 Abs 1 lit b CRR
von ihrem harten Kernkapital abziehen. Demgegen-
über sehen die bilanzrechtlichen Vorschriften der
§§ 43 ff BWG nicht vor, dass Vorräte oder sonstige
Vermögenswerte mit immateriellen Vermögenswer-
ten gleichzusetzen sind. Bei einem solchen Ansatz
wären virtuelle Währungen also nicht vom harten
Kernkapital abzuziehen. Teile der Lehre befürwor-
ten jedoch einen Abzug immaterieller Vermögens-
werte des Umlaufvermögens vom harten Kernkapi-
tal.13) Als Vorräte verbuchte Vermögenswerte sind
im Umlaufvermögen enthalten. Sie sind jedoch
auch immaterielle Vermögenswerte und wären nach
dieser Ansicht abzuziehen. Im Ergebnis führt das
dazu, dass die Bilanzierung nach IFRS jedenfalls ei-
nen Abzug virtueller Währungen vom harten Kern-
kapital gem Art 36 Abs 1 lit b CRR bedingt. Das
wird bei der Bilanzierung nach §§ 43 ff BWG wohl
auch der Regelfall sein. Damit geht von virtuellen
Währungen weniger eine Verlustabsorption als viel-
mehr eine potenzielle Belastung des Eigenkapitals
aus.

Ähnlich nachteilig verhalten sich virtuelle Wäh-
rungen auch iZm Kreditrisiko und Liquidität. Die
CRR sieht in Art 192 ff bestimmte Formen der Min-
derung des Kreditrisikos vor. Virtuelle Währungen
können diesbezüglich als Besicherung mit Sicher-
heitsleistung berücksichtigt werden. Die möglichen
Formen einer derartigen Besicherung finden sich in
Art 195 – 200 CRR. Thematisch können virtuelle
Währungen entweder finanzielle Sicherheiten iSd
Art 197 CRR oder sonstige Sachsicherheiten iSd
Art 200 CRR sein. Allerdings erlaubt keine der ge-
nannten Vorschriften, virtuelle Währungen kreditri-
sikomindernd zu berücksichtigen.
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Wertpapierfirmen und zur Änderung der VO (EU) 646/2012, Text
von Bedeutung für den EWR, ABl L 2013/176, 1.

5) Letztere sind dann einschlägig, wenn Wertpapiere des Instituts auf
einem geregelten Markt in der EU notieren.

6) EBA, Report with advice for the European Commission on crypto-
assets Rz 62; EZB, Crypto Assets: Implications for financial stability,
monetary policy and payments and market infrastructures 23.

7) Das IFRIC verwendet den Begriff Kryptowährungen („cryptocur-
reny“). Dieser Begriff entspricht weitgehend der Legaldefinition der
5. GW-RL.

8) IFRIC-Update Juni 2019, abrufbar unter https://www.ifrs.org/news-
and-events/updates/ifric-updates/june-2019/#8

9) Dazu kritisch Kirsch/von Wieding, Bestandsbilanzierung von Bitcoin
im IFRS-Kontext, IRZ 2018, 115 (118 f).

10) Baumüller, Kryptowährungen im Jahresabschluss nach UGB und
IFRS, CFOaktuell 2018, 231 (232 f); Hirschler/Stückler, Die Bilan-
zierung von Kryptowährungen, in Kirchmayr et al, Digitalisierung im
Konzernsteuerrecht (2019) 115 (116 ff).

11) Steinhauser/Egger, Unternehmens- und steuerbilanzielle Einordnung
von Kryptowährungen am Beispiel des Bitcoins in Urnik/Fritz-
Schmied (Hrsg), Jahrbuch Bilanzsteuerrecht 2018, 31.

12) Sopp/Grünberger, Bilanzierung von virtuellen Währungen nach IFRS
und aufsichtsrechtliche Behandlung bei Banken, IRZ 2018, 219
(223).

13) Schiebel/Trost in Laurer/M. Schütz/Kammel/Ratka, BWG4 (2017)
Art 37 CRR Rz 3.



Abseits der Kapitalquoten sieht die CRR zusätz-
lich Vorschriften für das Gewährleisten der Liquidi-
tät vor. Zunächst müssen Kreditinstitute eine Liqui-
dity Coverage Ratio („LCR“) erfüllen. Diese Quote ist
das Verhältnis von hochliquiden Aktiva zu potenzi-
ellen Nettoabflüssen in einem Zeitraum von 30 Ta-
gen. Die Liste der Aktiva, die Kreditinstitute als
hochliquide berücksichtigen dürfen, ist in einer De-
legierten VO14) enthalten. Weder virtuelle Währun-
gen noch immaterielle Vermögenswerte oder Vorräte
werden dort angeführt. Die zweite Liquiditätskenn-
zahl der CRR – die Net Stable Funding Ration
(„NSFR“) – setzt den passivseitig verbuchten Betrag
der verfügbaren stabilen Refinanzierung ins Verhält-
nis zu Aktiva, die eine stabile Refinanzierung benö-
tigen. Weder die aktuelle noch die ab dem 28. 6.
2021 geltende CRR-Nov15) ermöglichen es, virtuelle
Währungen bei der NSFR als liquiditätsfördernd zu
berücksichtigen.

Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass die CRR
aktuell – wenn auch unbewusst – den Ansatz ver-
folgt, virtuelle Währungen sowohl für Eigenmittel
als auch iZm Liquidität als hochriskant einzustufen.
Zwar ist dieses Ergebnis letztlich wohl iS des Erfin-
ders. Der Weg, der erforderlich ist, um zu diesem
Ergebnis zu gelangen, offenbart aber, dass die CRR
den vielfältigen Aspekten virtueller Währungen der-
zeit nicht gewachsen ist. Insb werden die verschiede-
nen Gestaltungsformen virtueller Währungen und
sonstiger Crypto-Assets nur unzureichend berücksich-
tigt.

D. Notwendigkeit einer
„Krypto-Reform“ der CRR

Aufgrund ihrer Struktur und insb ihrer Volatilität
sind virtuellen Währungen umfangreiche Risiken in-
härent, wie bspw Liquiditäts-, Markt- und Kreditri-
siken sowie Risiken von Geldwäsche, Terrorismusfi-
nanzierung und Cybercrime. Als ein weltweit führen-
des Bankaufsichtsregime kann es sich das europäische
Aufsichtssystem nicht leisten, solche (ab einem ge-
wissen Ausmaß systemischen) Risiken nicht oder
nur unzureichend zu berücksichtigen. Die EBA
und die EZB haben deshalb bereits Reaktionen der
Gesetzgeber gefordert.16) Der Basler Ausschuss für
Bankenaufsicht, als federführende Institution des
Bankaufsichtsrechts, hat vor kurzem auch ein ent-
sprechendes Diskussionspapier veröffentlicht.17)

Zunächst unterscheidet der Basler Ausschuss, ob
Kreditinstitute virtuelle Währungen direkt halten
oder sich diesen nur indirekt aussetzen, etwa im
Wege von Derivaten. Direkte Investments in Kryp-
towerte sind demnach im Anlagebuch (banking book)
zu berücksichtigen. Dort sieht der Basler Ausschuss
einen vollen Abzug der virtuellen Währungen vom
harten Kernkapital geboten, um den hohen Grad
der Unsicherheit bzgl der Wertrealisierung abbilden
zu können.18) Dieser Ansatz entspricht zumindest im
Ergebnis der bereits geltenden Rechtslage.

Indirekte Investments wie Derivate sind im Han-
delsbuch (trading book) zu berücksichtigen. Für sol-
che und sonstige Positionen in virtuelle Währungen,
die ein Institut in Handelsabsicht hält, sieht der Bas-
ler Ausschuss eine komplexe Vorgehensweise vor.
Zunächst müssen Kreditinstitute für diese Positionen
im Ergebnis einen vollen Abzug für deren Marktri-
siko und Credit Valuation Adjustment („CVA“) iSd
Art 382 ff vornehmen.19) Auch im Rahmen des
neuen Aufschlags für Restrisiken (residual risk add-
on) des Art 325u CRR sind diese Positionen zu be-
achten, wenn sie derartige Risiken aufweisen. Beim
Beurteilen des Gegenparteiausfallsrisikos wird der
Risikopositionswert auf Basis der Summe des Wie-
derbeschaffungswerts der Derivate und des potenzi-
ellen künftigen Risikopositionswerts ermittelt. Der
künftige Risikopositionswert beträgt dabei 50% des
Underlyingwerts – also der virtuellen Währung, die
dem Derivat zugrunde liegt. Nur am Rande, aber
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Jabloner · Olechowski · Zeleny (Hrsg)

Die Verfassungsentwicklung
1918–1920 und Hans Kelsen
Kelsen Reihe Band 41

Hans Kelsen war in den Jahren 1918–1920 
als Berater des Staatskanzlers Karl Renner 
maßgeblich an der verfassungsrechtlichen 
Gestaltung der jungen Republik (Deutsch-)
Österreich beteiligt, insbesondere durch seine 
Vorentwürfe zum Bundes-Verfassungsgesetz 
vom 1. Oktober 1920. 
Dieser Tagungsband des Hans Kelsen Institu-
tes spannt einen Bogen vom Erbe der Monar-
chie über die verfassungs- und völkerrecht-
lichen Marksteine der Jahre 1918–1920 bis 
zu Hans Kelsens Anteil an der Entstehung der 
Bundesverfassung.

14) DelVO (EU) 2015/61 der Kommission v 10. 10. 2014 zur Ergän-
zung der VO (EU) 575/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kre-
ditinstitute Text von Bedeutung für den EWR, ABl L 2015/11, 1.

15) VO (EU) 2019/876, insb Art 428 a ff zur NSFR.
16) EBA, Report on crypto-assets, abrufbar unter https://eba.europa.eu/

sites/default/documents/files/documents/10180/2545547/
67493daa-85a8-4429-aa91-e9a5ed880684/EBA%20Report%20on
%20crypto%20assets.pdf (abgefragt am 26. 5. 2020); EZB, Crypto-
Assets: Implications for financial stability, monetary policy, and pay-
ments and market infrastructures, abrufbar unter https://www.ecb.
europa.eu/pub/pdf/scpops/ecb.op223~3ce14e986 c.en.pdf (abgefragt
am 26. 5. 2020).

17) Basler Ausschuss für Bankenaufsicht, Discussion Paper on designing a
prudential treatment for crypto-assets, abrufbar unter https://www.
bis.org/bcbs/publ/d490.pdf (abgefragt am 26. 5. 2020).

18) Basler Ausschuss, Crypto-Assets 11.
19) Basler Ausschuss, Crypto-Assets 11.
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durchaus überraschend, wird klargestellt, dass Kre-
ditinstitute für das Berechnen von Markt-, Gegen-
parteiausfalls- und CVA-Risiko von Handelsbuchpo-
sitionen iZm virtuellen Währungen den auf internen
Beurteilungen basierenden Ansatz (IRB-Ansatz)
nicht verwenden dürfen, sondern lediglich den Stan-
dardansatz.

Zudem hält der Basler Ausschuss fest, dass vir-
tuelle Währungen im Rahmen der Kreditrisikomin-
derung nicht als finanzielle Sicherheiten berück-
sichtigt werden können. Virtuelle Währungen kön-

nen auch weder für die LCR noch für die NSFR
als hochliquide Aktiva angesehen werden. Abschlie-
ßend empfiehlt der Basler Ausschuss, Informations-
und Offenlegungspflichten gegenüber der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde zu implementieren. Diese
sollen greifen, wenn Kreditinstitute Risikopositio-
nen iZm virtuellen Währungen aufbauen oder dies
planen. Kreditinstitute sollen auch verpflichtet wer-
den, ein auf die Risiken von virtuellen Währungen
abgestimmtes Risikomanagementsystem einzurich-
ten.

SCHLUSSSTRICH

Virtuelle Währungen können – wenn auch nur unzu-
reichend – unter die bestehenden Regelungen der CRR
subsumiert werden und wirken weder liquiditätsför-
dernd noch eigenmittelsenkend. Das hat zur Folge, dass
virtuelle Währungen für Kreditinstitute – zumindest
im Lichte der CRR – riskant und teuer sind. Basierend
auf den ua vom Baseler Ausschuss vorgeschlagenen
Adaptierungen der CRR ist davon auszugehen, dass
Aufsichtsbehörden auch in Zukunft einen strikten re-

gulatorischen Ansatz im Umgang mit virtuellen Wäh-
rungen wählen werden. Man darf insb darauf gespannt
sein, ob der EU-Gesetzgeber diese Vorschläge in einer
CRR-Nov umsetzt. Ein klares und stringentes Regle-
ment für virtuelle Währungen im Bankaufsichtsrecht
ist aufgrund des mit der Ausbreitung virtueller Wäh-
rungen einhergehenden systemischen Risikos zu begrü-
ßen. Allerdings sollte der Gesetzgeber stets darauf ach-
ten, dass Innovationen nicht im Keim erstickt werden.

RECHTSPRECHUNG

Wasserpolizeilicher Auftrag: Wiederherstellung des früheren Zustands?
Die Nichterteilung eines wasserpolizeilichen Auf-
trags aufgrund tatsächlicher Unmöglichkeit der Her-
stellung des ursprünglichen Zustands kommt nur
dann in Betracht, wenn der frühere Zustand gar
nicht mehr – also auch nicht bloß teilweise – wieder-
hergestellt werden kann.

Anmerkung:
Die vorliegende Revisionssache betrifft ua die Frage der
Möglichkeit zur Wiederherstellung des früheren Zu-
stands als Voraussetzung der Erteilung eines wasserpoli-
zeilichen Auftrags gem § 138 Abs 1 WRG 1959 iZm
einer – (eventuell) nach § 40 WRG 1959 konsenslos
errichteten – Entwässerungsanlage.

Das LVwG Stmk, das wegen faktischer Undurch-
führbarkeit der Wiederherstellung des früheren Zu-
stands die Vorschreibung eines Auftrags gem § 138
Abs 1 WRG 1959 ausschloss, ging in seinen Sachver-
haltsannahmen davon aus, dass die vor Errichtung
der Drainage bestehenden unterirdischen Abflussver-
hältnisse bei einem allfälligen Rückbau nicht gänzlich
wiederhergestellt werden könnten, die Gefahr von
Hangrutschungen drohe und daher nicht zu erwarten
wäre, dass der ursprüngliche Zustand durch Beseitigung
der Drainage erreicht wird.

Demgegenüber kommt für den VwGH die Ertei-
lung eines wasserpolizeilichen Auftrags unter Hinweis
auf sein Erk v 25. 5. 2000, 97/07/0054, schon dann
in Betracht, wenn die Wiederherstellung der ursprüng-
lichen Verhältnisse zumindest teilweise möglich und

damit nicht gänzlich ausgeschlossen ist. Zur Frage
der faktischen Durchführbarkeit bzw Undurchführ-
barkeit bedarf es – allenfalls nach Einholung ergän-
zender Gutachten – klarer Feststellungen des VwG im
fortgesetzten Verfahren. Der aoRev des BM gab der
VwGH Folge und kassierte das angefochtene Erk we-
gen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah-
rensvorschriften.

Die negativ formulierte schematische Formel des
Leitsatzes könnte in die Irre führen. Die objektive Mög-
lichkeit der Pflichterfüllung bildet nämlich immer eine
Grenze dafür, einen Bescheidadressaten zur Herstellung
des gesetzmäßigen Zustands (hier: Beseitigung der eigen-
mächtig vorgenommenen Neuerungen) zu verpflichten
(„ultra posse nemo obligatur“). Falls etwa Beseitigungs-
maßnahmen aufgrund der natürlichen Gegebenheiten
teilweise möglich, teilweise jedoch unmöglich sind, kann
eine wasserpolizeiliche Vorschreibung, wenn sie im Er-
gebnis – vor dem Hintergrund des öffentl Interesses so-
wie der wasserrechtlich geschützten Interessen Dritter –
bei einer Gesamtbetrachtung der Umstände des Einzel-
falls zielführend ist, nur für die erstgenannte Konstella-
tion in Betracht kommen, nicht jedoch für die letztge-
nannte. Es müsste also heißen: Die Erteilung eines was-
serpolizeilichen Auftrags kommt – bei Erfüllung der ge-
setzlichen Voraussetzungen – nur soweit in Betracht, als
die Herstellung des früheren Zustands tatsächlich mög-
lich ist.
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